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DerRechnungshofüberdieGemeindegebarung1932.
AllgemeinerTeil .

DerRechnungshofhat in denMonatenJuli bisSeptember
1933anHandderBücher,BelegeundeinschlägigenGeschäftsstückedieGe-¬
barungder GemeindeWienundder Gaswerke,ElektrizitätswerkeundStrassen-¬
bahnenimJahre1932eingehendüberprüftunderstattet nunseinenvierten
BerichtandenWienerGemeinderat.DerRechnungshofbetont ,dassdieserBe-¬
richtsämtlicheWahrnehmungenenthält,zuderenAufzeigungersichver-¬pflichtet erachtet .

DerRechnungshofstellt zunächstfest ,dassziffernmässige
Unrichtigkeitennichtwahrgenommenwurden .Erbeschäftigtsichsodammit
derVerringerungderKassenbeständewonrund ’ 6MillionenSchillingauf

' 2MillionenSchilling.Hervorgehobenwird ,dassdieGemeindeverwaltung
schonimVoranschlagfürdasJahr1932denSachaufwandgegenüber1931umvolle331/3ProzentherabgeminderthatunddarüberhinauszurAufrecht-¬
erhaltungdesGleichgewichtesErsparungengegenüberdemschengeminderten
Ansätzenumnochbeirahe6Prozenterzieltwurden.DerRechnungshofweistdaraufhin ,dass imBerichtsjahrneuerlichVereinfachungenundErsparun¬
genimgesamtenRechnungadienstsichergebenhaben.Besonderswirdhervor-¬
gehoben ,dass die Beauftragten auch ausserhalb der Zeit derGebarungs - ¬
kontrolle,überdiegesetzlichenVerpflichtungenhinaus ,laufendmitdem
Rechnungshefin Verbindungblieben ,umBudgetundRechnungsfrageneinver-¬
nehmlichzulösen. GanzbesondersbegrüsstderRechnungshofdenBeginnder
AusarbeitungeinerGemeindehaushaltsordnung,vonderbereitsderersteTeil
unterberatenderMitwirkungdesRechnungshofesfertiggestelltwurde.Be¬
züglichderzweiweiterenAbschnitcegibtderRechnungshofin seinemBe¬
richt Ratschläge,derenBefolgungvondenBeauftragtenin derErwiderung
zugesagtwird .

SchliesslichlenktderRechnungshofdieAufmerksamkeit
derGemeindeverwaltungaufdieGeharungderverschiedenenGemeindestellen
mitRehmaterialienundregtan ,durchtechnischeBeamtedesMagistrates
weitereVorschlägezurEinführungeinerständigenMaterialverwendungskon-¬
trolleerwägenzulassen.DieBeauftragtenweiseninihrerErwiderung
daraufhin,dassbeiderAusführunggrosserObjektesowohldiemengen-als
auchdie qualitätsmässigeVerwendungder vonder GemeinezurVerfügung
gestellten Baumaterialienunter ständigerKontrollevonstädtischenBau¬
aufsichtsorganensteht .Nurbei kleineren Übjekten ,bei denendieKosten
derKontrollezuihremmöglichenEffektin einemMissverhältnisstünde,
begnügemansichmitderstichprobenweisenUeberprüfung.BeidieserUebung
haltenesdieBeauftragtenfürausgeschlossen,dassMissbräucheirgendwel¬
cher Art sich ereignenkönnten .

Personalangelegenheiten.
Wern- gleichderRechnungshofselbst zugibt ,dasssowchlim

Jahre1931als auchimJahre1932einPersenalabbaustattfam ,sohält
erdaserzieltefinanzielleErgebnis( ' 8ProzentunterdemVoranschlags-¬
ansatz)fürzugering.DieBeauftragtenzeigenauf ,dassEndedesJahresum1931eineKürzungderBezüge/durchschnittlich' 25ProzentvomGemeinderat
beschlossenwurde,derenfinanzielleAuswirkungallerdingsschenimVor-¬
anschlagdesJahres1932berücksichtigtist .NebendieserallgemeinenBezugs-¬kürzungist aucheineSenkungdesAufwandesanNebenbezügenvorgenommenworden .
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Der Rochnungshof beschäftigt sich dann mit der vomMagistrat
verfügten Neuerrichtung der Personalreserve ,deren Auflösung er empfiehlt .
DerMagistratweistdaraufhin ,dassin dieserPersonalreservedasinden
einzelnenDienstzweigendurchSparmassnahmenüberzähliggewordenePersonal
zunähstzusammengefasstwurde ,weilzudieserZeit nochkeineAbbaubestim-¬
mungenbestanden .Zwischenzeitigsind abervomGemeinderatderartigeAbbau-¬

a
massnahmenbeschlossenworden,dassdieseEinrichtungbaldzurAuflösunggbracht seinwird .

DasSchulwesengibtdemRechnungshofAnlass,aufeinemög¬
lichst weirgehendeHeranziehungder Lehrerzu der gesetzlichvorgesehenen
Höchstlehrverpflichtunghinzuweisen.SchliesslichregtderRechungshof
an ,zurHerabminderunf,dergrossenKostenderSchulerhaltungVolksschulen,
die nicht mehrals 6 Klassenaufweisen ,miteiner zweitenSchulezusammen-¬
zulegen .DieserAnrggunghattebereits ,wiedieBeauftragtenfeststellten,
derStadtschulrateinbesonderesAugenmarkzugewendet .Sowurdein denletz-¬
ten Jahren durch Zusammenlegungdie Zahl der Schulenbereits um43ver - ¬

ringert .
Finanzwesen.

DerRechnungshofstellt die durchdie Krisehervorgerufene
VerminderungderAbgabeneingängefest .DerRückganganLandes -undGemeinde-¬
abgaben betryg gegenüber dem Vorjahre rund 7 Prozent .Der Rechnungshofbe - ¬

sprichtsodanndieWahrnehmungenbeiderKontrollederApgabenverwaltung.Beider Wohnbausteuerregt der Rechnungshefan ,vonZeit zu Zeitfestzu-¬
stellen ,ebtatsächlichdieaufdieFremdenzimmerabgabe ,Lustbarkeitsabgabe
undNahrungs-oderGenussmittelabgabeinAnschlagzubringendenWehnbau-¬
steuerzuschlag - Zahlungenauch tatsächlich eingegangensind .

Bei der Fürsorgeabgæbewurdenin drei Fällen Irrtümerfestge -¬
stellt ,derenBehebungder Magistratveranlassthat .BezüglichderNachbemes-¬
sungder Fürsorgeabgabeempfiehltder Rechnungshofeine einheitlichePra¬
xis platzgreifen zu lassen .DiesemWunschewird laut der AeusserungderBeauf¬
tragtenschonmitRücksichtdarauf ,dassin derZwischenzeitdieseRechts-¬
fragedurchEntscheidungendesVerwaltungsgerichtshofesendgiltiggeklärt
ist,in Hinkunft Rechnung getrager werden .

Bei der Lustbarkeitsabgabe wird die einmalirrtümlicherweise
durchgeführteniedrigereSteuerbemessungder "Fledermaus "als Operangeführt.
EbensogibtderRechnungshofderMeinungAusdruck,dassdieBemessungder
zweivondenPhilharmonikernaufdemJosefsplatzwährendderFestwochenzur
AufführunggebrachtenSerenadenmitjenemProzentsatz ,dr imGesetzfür
Aufführungenin Konzertsälenvorgeschriebensei ,zugeringgewesenwäre.
DerMagistratgibtin derErwiderungzu ,dasser sichbeiderBemessungdie-¬
ser beidenKonzertenicht so sehr an die BuchstabendesGesetzesals andie
Absichtdes Gesetzgebersgehaltenhabeundbei der nächstenNovellezum
LustbarkeitsabgabegesetzaufdiesezurZeitderAbfassungdesGesetzesnicht
bekannte Formvon Kenzertaufführungen hohen Ranges Bedacht genommenwerden
wird .Die Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich dr Bomessung der vonVolks - ¬

bildungsinstitutenabgehaltenenVeranstaltungenerklärtderMagistratdamit,
dasser sichimInteresseeinerAufrechterhaltungdieserEinrichtungzueiner
tolerantenAuffassungbezüglichderFragedeswissenschaftlichenoderBildungs-¬
zweckesbekennt .

vomStadtsenat
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FremdenzimmerabgabeempfiehltderRechnungshof ,diesezugestandenenBe¬
günstigungen auch im Gesetz zuverankern .

Bei der Konzessionsabgabewurdeneinzelne kleineFehler
hervorgeheben ,deren Beseitiging der Magistratzusagte .

Hinsichtlich der Gemeindeschuldstellte derRechnungshof
fest ,dassdie GesamtheitderSchuldenzufolgeder imJahre1931mitden
ausländischenGläubigerkomiteeshinsichtlichder 1902erAnleihegetroffe-¬
nenenggiltigenAbmachungeninsgesamtrund290MillionenSchillingbeträgt
Gleichzeitigwirdbetont ,dassdieser Gradder Verschuldungals nichtun¬
günstigbezeichnet werdenmuss.

WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung.
In den Vorbemerkungenweist der Rechhungshofaufeinige

Ersparungsmöglichkeiten hin ,die,wie er selbst zugibt ,allerdings nicht
von wesentlicher Bedeutung sind .Der Magis trat hat deren Beachtung zuge - ¬

sagt . Ebensowerdeneinzelne Anregungenbezüglich der internen Gebarungs - ¬
überprüfung vomMagistrat Beachtungfinden .

BezüglichderVersorgungshäuserwirddie FragezurErwägung
gestellt ,ob nicht in den VersorgungshäusernLiesing ,MauerbachundSt .
Andräbei künftigen Veränderungenan Stelle der ständigen Aerztebless
Vertragsärzte eingestellt werden können .

Organe des Rechnungshofes haben im Zuge derKentrelle
selbst die Schüberausspeisungin den Schulenbesucht unddabeifestge¬
stellt ,dass ungerechtfertigte Aufrechnungennicht gelieferter Speisen¬
portionennicht zu befürchtensind .Essollte jedochnachseirerMeinung

die Apordnung getroffen werden ,dass Erkrankungen und sonstige mehrere
Tage währende Verhinderungen von Schülern von den Eltern sofort der
Ausspeisestelle zu melden sind ,damit die Wochenbestellungen gekürzt wer - ¬
den können . DerM,gistrat ist bemüht ,der Anregungzuentsprechen .

BezüglichderJugendfürsorgeanstaltenregt derRechnungs-¬
hof die Ueberprüfung der Gewerbeschulzulagen und der gewährtenVergütun - ¬
genbei Strick -undStopfarbeitenan .BezüglichderInventar -undMaterial-¬
kontrolleempfiehltderRechnungshofähnlicheEinrichtungen ,wiesiebei
denBundesbahnenundder Telegrafenverwaltungbestehen ,die auchbereits
von dem Direktor des Rechnungsantes besichtigt worden sind .

Anlässlichder Kontrolleder KrankenanstaltenundderKran-¬
kenpflegeschulefiel demRechnungshefder auchdemMagistratebekannte
ungünstigefinanzielle Erfolgder Radiumabteilung imKrankenhausLainz
auf .Das ungünstige Ergebnis erklärt der Magistrat damit ,dass es sich
hie ja umeine nichtöffentliche Abteilung eines Krankenhauseshandelt ,
in demaucheft armePatientenihreletzteZufluchtsuchen .Ausreinmensch¬
lichenGründenseiesnunnichtangängig,solchenPersonendieAufnahme
zuverweigern .

DerRechnungshofweist auf die verschiedeneBehandlunger - ¬
krankterAnstaltsärztehin .DerMagistratvermagnachzuweisen ,dassfür
erkrankteAerztedieselbenMassnahmenfestgelegt sind ,die bei denFonds-¬
krankenanstaltenbestehen .In einemFall jedochhat ein Arztblossdie
3 .Verpflegsklaesestatt derihmgebührenden1 .VerpflegsklasseinAnspruch
genommen .

BeiderKontrollederWienerLandes- Heil -undPflegeanstalt
" AmSteinhof "wirdderMisaorfolgderSchweinezuchtbemängelt.660
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BezüglichderFörderungvonSport - undKörperkulturregtder
RechnungshofdierascheBeendigungderschwebendenVerhandlungenüberdie
endgiltigeUebernahmedrsStadionsdurchdieStadionbetriebsgesellschaftan.

BeimBetriebGemeindefriedhöfewirdeinesofortigeAufteilun
der GrabstellengebührendurchdasTotenbeschreibamtsowieeineVereinfa¬
chungdesVoranschlageszurErwägunggestellt .SchliesslichwirddieVor-¬
rechnungderWidmungskapitalienfürdieGraberhaltungnachdenselbenGrund-¬sätzenwiefürdieGrabausschmückungvorgeschlagen.DieprobeweiseDurch-¬
fahrungwirdvondenBeauftragteninAussichtgenommen.

Wohnungswesen.
DerRechnungshefstelltfest ,dasserbeiderdurchBesich-¬

tigunganOrtundStelleergänztenUeberprüfungvonBauabrechnungenneuer-¬
lichdnEindruckeinerzweckentsprechenden,überflüssigeBeigabenvermeider
denBauführunggewonnenhabe.ErregtweiterseinerascheBeendigungdernoc
ausständigenAbrechnungenan ,vondenenallerdings,wiedieBeauftragten
mitteilen ,dergrössteTeilin derZwischenzeiterledigswurde .Sowieim
VorjahrehältderRechnungshofdasvondenSiedlungsgenossenschaftenent-¬
richtendeEntgeltalszugering.DerMagistratsagtzu ,dieseAnregungimAugezubehalten .

BeiderstädtischenWohnhäuserverwaltungwirdaufdiepassi¬
veGebarungvon6WäschereianlageninälterenWohnhausbautenhingewiesen.Der
Magistratgibtbekannt,dassbereitsindreisolchenWäschereianlagen
Gebührenerhöhungenstattgefundenhaben.BeieinerWäschereianlageistder
imJahre1932sichergebendeAbgangvonrund115ProzentdesJahresum¬
satzeswohl-alezufülligzubezeichnen.BeizweiAnlagenwirddasnegati¬veErgebnismitRücksichtaufihre Eigenartnichtzubeseitigensein .Zu
beachtenistallerdings,dassdieWaschküchenanlggeninihrerGesamtheitmit einer aktivenBilanzabschliessen .

BeiderKleingartenförderunghältderRechnungshefdenPer-¬
sonalstandfür zu hoch .DieBeauftragtenverweisenaber auf diebedeutende
Arbeit ,welchedievorhandenenKleingartenanlagenin administrativerBezie-¬
hungmitsichbringen,sodassgegenwärtiganeinenweiterenPersenalabbaunicht gedacht werdenkann .

TechnischeAngelegenheiten .
EinleitendwerdendieVereinfachungenanerkannt,diederMa-¬

gistrataufdieimVorjahregemachtenAnregungenhinaufdemGebietedes
Buchhaltungsdienstesvorgenommenhat .InfinanziellerHinsichtkonnte,
wiederRechnungshofbetont ,durcheinezüelbewussteGeschäfts-undBotriebs-¬
führungaufdenmeistenGebietendiserVerwaltungsgruppeeinerfreulichesErgebniserzieltwerden.

DerMagistrats-Abteilung50wirddieZusammenlegungder
WirtschaftsstellemitderBetriebsbuchhaltungangeraten.DiesesPrejekt
ist beimM,gistratschonseit längererZeit inBehandlung.

BeidenderGemeindeWiendurchdrittePersenenzugefügten
SchödenglaubtderRechnungshefineinemFalleeinemangelhafteErhebung
feststellenzukönnen.DieBoauftragtenklärendonvergefallenenIrrtum
dahinauf ,dasswinemehrereAusbesserungenumfassendeRechnungaufdieson
Schadonsfallbezogenwurde,sodassirrtümlichstatt8eSchillingeinBetrag
vonrund152Schillingals Schadonsersatzbegehrtwurde.

BeimBetriebBäderregtderRechnungshefdieEinhebungeiner
GebührfürdieBenützungderKinderfreibäderdurchbadendeKinderwohlhaben-¬dererKreisean .DerMgistratglaubtaber ,flassdienotwendigerweisemit661
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einer derartigenAusgabevonEintri - ttskartenverbundeneKontrolleden
finanziellen Effekt dieser Massnahmehinfällig machenwürde .

Bei demBetrieb Werkstätten wird eine weitereEinschrän - ¬
kungdesPersonalsempfohlen.DieBoauftragtenweisenstatistischnach,dass
das ständigeArbeitspersonalbereits auf eine derartig geringeZahlzu- ¬
sammengeschrumpftist ,dassbeistärkererBeanspruchungdieserWerkstätte
segarvorübergehendAushilfsarbeiteraufgenommenwerdenmüssen.DievomRech¬
nungshefangeregte Zusammenlegungsämtlicher Werkstättenglaubt derMagi- ¬
strat unterHinweisaufdievonihmselbstschonvorlängererZeitange-¬
stelltengenauenUntersuchungenablehnenzumüssen,weiljedeheutenoch
bestehendeWerkstättespezielleAufgabenzuleistenhat ,sodasseineZusam-¬
menziehungadministrativeVereinfachungennicht zur Folgehätte .

DerRechnungshofhebtschliesslich die bereitsdurchgeführ¬
ten wesentlichenEinschränkungenderAusgabenfür Kanalneubautenhervor .
Erglaubtaber ,dassaufdiesemGebietedadurchnochErsparungenmöglich
seien ,dass die programmässigeAuswechslungder Ziegelkanäle durchZement- ¬
kanälevorläufigzürfickgestelltwerdenkönnte .SolcheAuswechslungenwerden
nachderErwiderungderB,auftragtenschonjetzt nurdortvorgenemmen,
wowagenGefahrinVerzug,zumBeispielEinsturzmöglichkeit,durchgreifende
Raparaturen sich als notwennigherausstellen .

Ernährungs -undWirtschaftsangelegenheiten .
BeidenMärktenundSchlachthöfenwirddie Auflösungeiner

dertnoehfürValerisierungsstreitigkeitenvorhanderenReservevorgeschla¬
gen .ImRechnungsabschluss1933wirdtatsächlichdieseRücklagezudeneige-¬nen Geldernübernommenwerden .

DieLehnverhältnissei BetriebLagerhäuserhält derRech-¬
nungshefalszugünstig .DieBeauftragtenstelleninihrerErwiderungfest ,
dassbereitsRevisionenvorgenemmenwurden .SowieimVorjahreregt derRech-¬
nungshofan ,die aneineprivateFirmavergebeneVerschrottungvonFutter-¬
mittelnandieLagerhäuserzuübertragen.DieBauftragtenteilendaraufmit,
dassbereitsimVorjahredieseFrageeingehenduntersucht ,vondemzuständi-¬
genAusschussaberausderUeberlegungabgelehntwordensei ,dassesnicht
angängigsei ,die bisherzur vollstenZufriedenheitarbeitendePrivatfirma
durchdenEntzugdieserArbeitenaufsschwerstezuschädigen.

Der Ankauf von Gleisen durch die Baustoffboschaffung hätte
nachAuffassungdesRechnungshofeszweckmässigeralsInvestitionsausgabe
verrechnetwerdensollten .DievondiesemBetriebgeleisteteWiergutmachung
einesdurcheinenBeamteneiner Partei zugefügtenSchadenslässt denRech¬
nungshofdieFrageaufwerfen ,welcheErwägungendieGemeindzurUebernahme
derErsatzpflichtbewogenhaben .DieB,auftragtenweisennach ,dassjener
Geschäftszweig ,in demsich dieser Fall zugetragenhat,nicht als einebe¬
hördlicheAgendeaufzufassemwar .DieGemeindenimmtal so in diesemFalledie
gleicheRechtsstellungwiejederPrivateein ,derauchfür dandurchseinen
Besergungsgehilfen zugefügten Nachteil nach den Vorschriften desZivilrech - ¬
tes haftbargewesenwäre .ZurVermeidungdesbereitsangedrohtenProzesses
hatsichdaherdieGemeindeWienzurSchadensgutmachungbereitgefunden.Aufdie imVorjahrebereitsgebrachteundin dendiesjähri¬
genBerichtwiederholteAnregung,dieBetriebsbuchhaltungderAbteilung
für Baustoffebeschaffungmitder des Wirtschaftsamteszu vereinigen ,weist
derMagistratdaraufhin ,dassderVerwirklichungdiesesProjektesnachwie
vor die demRechnungshofmitgeteilten Hindernisse entgegenstehen .

MitBefriedigungstellt der RechnungshofbeimWirtschafts-¬
amtdieVerminderungderLagerbeständeumrund50Prozentfest .Erglaubt662
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aberauchhier die Ueberprüfungder AngemossenheitdesPersonalstandes
anraten zu sollen .Ander Handvonstatistischen Datenlegt derMagistrat
dar ,dassderBeschäftigungsgraddieserAmtsstellenachdenUmsatzziffern.
nicht richtigbeurteiltwerdenkönne. VielmehrbringegeradedieüberallgehandhabteäussersteSparsamkeiteinbedeutendesAnsteigenderZahlder
Bestellungenmitsich ,daimmernurjeneMengenangefordertwerden ,die
absolut unerlässlichsin .

InderleihweisenUeberlassungvonInventargegenständen
aneinvonednemprivatenVereinbetriebenesKinderpflegeheiminDornbach.erblikktderRechnungshofeineSubvention,welchedieBeschlussfassung
nichtnurdurchdenzuständigenGemeinderatsausschuss,sondernauchdurch
denGemeinderaterforderthätte .DieB,auftragtenstellen fest ,dassnach
ihrerAuffassungdieerfolgteBeschlussfassungdurchdenGemeinderats¬
ausschussVIgenügendwar ,weilja nachwievordererwähnteVereinSach¬
schuldnerdes allerdings durchdenGebrauchvermindertenImentarssei .

BeidenVerkäufenvonAltmaterialienwünschtderRechnungs-¬hefindenAktenkurzeErläuterungenüberdenZustandderzuveräussern-¬
denGegenstände.DerMagistratwird ,wiedieB,auftragtenversichern,dieser
Anregungnachkommen .Ebensowirdzugesagt,in dieHaushaltungsordnungdem
WunschedesRechnungshofesgemässgenaueGrundsätzeüberdieArtderVer-¬
rechnungbeiUebertragungvonEinrichtungsgegenständenzwischenverschie-¬denenAnstaltenaufzunehmen.

BeiUeberprüfungderbeiHandhabungderVeterinärpolizei
sichergebendenEinnahmenundAusgabenbeschäftigtsichderRechnungshof
ausführlichmitdemVertragsverhältniszwischenderGemeindeWienundder
GesellschaftzumBetriebederstädtischenWasenmeisterei.AufgezeigtwirdeineKreditüberschreitungvonrund30. 000Schilling ,für die jedochder
MagistratbereitsdiekompetenzmässigeGenehmigungeingeholthat .

BeidrGebarungmitdenAmtserfordernissenwirdangeregt,
alleRechnungsstellenanzuweisen,RechnungenfürderabtigeAnschaffungennurdannflüssigzumachen,wennfestgestelltist ,dassdieanzukaufenden
Einrichtungsgegenständeinventarisiertwurden.IndemvomMagistrataus-¬
gearbeitendenEntwurfeinerInventarordnungwurdebereitsderselbeGrund-¬gedankefestgehalten .

BeimKapitelSchulwesenwirdangeregt ,imHinblickaufdie
ungünstigeWirtschaftslagedieunentgeltlicheAusgabevonLehr -undLern¬mittel nuran bedürftigeKinder ,nicht aberwiebisheran alle Kindervor-¬
zunehmen.DerRechnungshofbeziffertdieErsparungsmöglichkeit,diesich
darausergäbemit120,000Schilling .DieEinstellungderbisherigenunent-¬
geltlichenAbgabevonLehrbüchernind Klassenlektürehält derRechnungshof
derzeitwegenderhohenBücherpreisenichtfür opportun .Hierempfiehlter
dieEinführungeinerBenützungsgebührfürKindernichtbedürftigerEltern.

BeiderUeberprüfungderEinnahmenderSchulverwaltungaus
derVermietungvonSchulräumlichkeitenerwähntderRechnungshofdielang-¬
sameAbnahmedervorhandenenRückstände.DieangeführtenBeispielewerden
vomMagistrataufgeklart.DieBgauftragtenversichern,dassdiezuständige
RossortabteilungmitallerEnergiesichderEintreibungdieserRückständewidmet .

IndemBeschlussdesGemeinderatsausschussesVI,dieBo-¬
denwertabgabofürgeneanSportvereineinBestandgegobenenBürgerspi-¬
tals -undGemeindegründeaufdieGemeindezuübernehmen,fürdieein
Pachtzinsvon2GroschenproQuadratmeternobstVergütungderGrundsteuer
bezahltwird,erblicktderRechnungshofeineSubvention.DerAkthättedaher663
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nachseinerAnsicht auchdemGemeinderatvorgelegtwerdensollen .Nach
AuffassungderBeauftragtenwaraberdieBeschlussfassungimGemeinde-¬
ratsausschuss VI verfassungsmässighinreichend .

Bezüglichder Aufwendungenfür dieStadtrandsiedlungen
glaubtderRechnungshbf ,dassderimInventarals Forderungaufscheindnde /
Widmungsbetragvon100. 000SchillingmitRücksichtdarauf ,dassweder
ein vollständiger noch ein teilweiser Rüchersatz zu gewärtigen ist ,wieder

auszuscheiden wäre .Die Beauftragten haben die Ueberprüfung dieser Ange- ¬legenheit zugesagt .
AllgeneineVerwaltungsangelegenheiten.
Bezüglichder Nachweisungdes jeweiligenVerpflegsstandes

imPolizeigefangenhauswirdempfohlen ,die AufschreibungennachArtder
für dieGerichteLundII .InstanzbestehendenVorschriftenzuführen.
DieAnregungwirdGegenstandeingehendenPrüfungsein .

StädtischeUnternehmungen.
Allgemeines .

DerRechnungshofberichtbesagt ,dassdie Jahresrechnungende
GaswerkeundElektrizitätswerkeundStrassenbahnenauchimabgelaufenen
GeschäftsjahreanOrtundStelleanHandderBücherundEilanzunterlagen
geprüftwordensind ,wobeidie vollkommeneUebereinstimmungderbücher-¬
lichenErgebnisse mitdenin derBilanzausgewiesenenfestgestelltwurde.
Der Rechnungshofhat wie in den Vorjahren das Buchhaltungsgeschäft" in
musterhafterOrdnunggefunden,„Durch„Einschauin dieMaterialgebarung
beimGasbehälterBrigittenau,dannbeiderUeberlandzentraleinEbenfurth
undimBauhofderstädtischenStrassenbahnenimII .Bezirk "kenntesich
der Rechnungshof" vonder sorgfältigenVerwaltung,LagerungundEvident-¬
führungder Materialienüberzeugen. DerBerichtstellt auchdiesmalwieder
fest,dasshinsichtlichdr VergebungvonArbeitenundLieferungendasIn-¬land in erster Linie berücksichtigtwurde".

StädtischeGaswerke .
In eingehender Darlegung werden vomRechnungshofe die Bi - ¬

lanzziffern,insbesonderedieRücklagenbesprochen,ohnedasshiebeiein
Anlasszu einer Bemängelunggefundenwird .Bei BeurteilungderGewinn-¬
undVerlustrechnungkemmtderRechnungshofzudemSchlusse ,dassdieAus-¬
gabengebarung des Unternehmens" wiebisher im Zeichen grösster Wirtschaft - ¬
lichkeit "steht .DerBerichthebtnochhervor ,dassdie seit 1929vonJahr
zuJahrkonstatierteVerbesserungdesVerhältnisseszwischenBetriebsanla-¬
genundBetriebsmittelt" auchimGegenstandsjahrweitereFortschrittege-¬
machthat "undsich in dieser Beobachtungdie zielbewussteInvestitions¬
politik ausdrückt ,die demUnternehmeneigenist .

StädtischeElektrizitätswerke .
ImZugeder Besprechungder Bilanziffern ,die keineBemänge-¬

lungenthält ,wirdhervorgehoben ,dassdieimVorjahreerhoffteEntlastung
derElektrizitätswerkevonderkostspieligenZillingdorferKohlezwar
nicht vell verwirklicht werdenkonnte ,dass jedoch immerhindurchAuflassung
der EigenregieimBergbauZillingdorfunddurchgeringereHeranziehung
desWerkesEbenfurthzurStrombedarfdeckungbereitseinenichtunbedeutendeErsparniserzieltwordendst .BeiBeurteilungdesGeschäftsergebnissesin
derUeberlandzentraleEbenfurth ,derenBetriebauswirtschaftlichenGründen
möglichsteingeschränktwerdenmusste ,kommtder Rechnungshofüberhaupt
zur Ansicht ,dass es in Anbetrachtder Kapazität der WienerAnlagenvom
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reinwirtschaftlichenGesichtspunkteausbetrachtet,begründetwärewenn
der Betriebdes KraftwerkesEbenfurthso bald wiemöglichzurEinstellung
käme .In dieser Anschauungsieht sich der Rechnungshefdurchdie an Ortund
StellebeiBesichtigungdesBetriebesinEbenfurthgewonnenenEindrückenur
nochbestärkt . "DerRechnungshefberichthebtbesondersdiegenaueUeber-¬
prüfungjeder einzelnenBetriebsauslagehervor ,die beträchtlicheEinspa¬

rungenmitsichgebrachthawe .Erstellt fest ,dasstrotzderempfindli-¬
chenAuswirkungderWirtschaftskriseaufdemStromabsatzdieEntwicklung
derfinanziellenLagedesUnternehmenseinegünstigewar .Eshabesich
dasVerhältniszwischendeneigenenMittelnunddenfremdenMitteln ,das
imZeitpunkteder erstmaligenUeberprüfungder Bilanzenderstädtischen
ElektrizitätswerkeimJhre1929noch37: 63betragenhabe,nunmehrauf
19 :51verbessert.DerRechnungshoferklärtzudiesemErgebniswörtlich
folgendes :„ DieserAufschwungeines nochvor wenigenJahrenmitschweren
finanziellenSchwisrigkeitenkämpfendenUnternehmensin einerZeitall -¬
gemeinen wirtschaftlichenNi- edergangeskannals einehervorragende
Peistungder gegenwärtigenGeschäftsführungbezeichnetwerden".

StädtischeStrassenbahnen.
Bei Besprechung der Bilanzziffern hebt derRechnungshof

diesparsameMaterialgebarungunddieVerringerungderBuchschuldendurch
äussersteZurückhaltungin derAusgabenwirtschaftherver .Erregtauchan ,
einenangemessenenBetragdesbisherigenausdenJahrenvon1925bis
1932stammendenGebarungsabgangesendgiltigvomKapdtalabzuschreiben.Das
Unternehmenhält in einer Entgegnungeine RichtigstellungdesKapdtal-¬
kontes nochfür verfrüht ,weil erst in demZeitpunkte ,in demderFre¬
quenzrückgangzumStillstandgekommenseinwird ,dieweiterewirtschaft-¬
licheEntwicklungdesUnternehmensmiteinigerSicherheitbeurteiltwerden
kann .DerRechnungshofatellt auchfest ,dasssichgegenüberdemVorjahre
dieForderungandiePensienskasseweitererhöhthat ,wasdieEnde1931
eingeführtenSanierungsmassnahmenals ungenügenderweise ,undsprichtdie
Erwartungaus ,dassdiemitGemeinderatsbeschlussvom24 .Februar1933
getroffenenMassnahmeneineBesserungderfinanziellenLagederPensiens-¬
kassebringenwerden .BeiBesprechungder Gewinn -undVerlustrechnung
betont der Rechnungshof ,dass zwarder PersonalaufwanddurchVerminderung
des PersonalstandesumAl1Persenenunddirch eine ReihesonstigerMass-¬
nahmen ,wie insbesonderedurcheine rationellere Diensteinteilung,wesant -¬
lich gesenkt worden it ,dass er aber von den " Gesamt - Reineinnahmen "noch
immernichtwenigerals 74Prezentbeträgt ,wasbesagt, "dassderErfolgder
bisherigen Sparmassnahmennech weit von jener Grenzeentfernt ist ,die
diesenKostenwufwandfür dasUnternehmentragbarerscheinenliesse ".
DerRechnungshofverweistzurErzäuterungderhohenPersonalausgabenbeispie.
weiseaufdie BezügederFahrscheinkentrolhrgderFahrmeisteroderBahn-¬
meister .Erstellt auchfest ,dassdieAenderungdesDienstkleidergebühren-¬
normalesnochnichtimausreichendenMasseverwirklichtwordenist ,was
sich insbesondereimHinblickeaufdie Verhältnissebei denBundesbahnbe-¬
diensteten ,diedieDienstkleiderdurchschnittlichnichtnurfüreinelän¬
gereTragdauerzugewiesenerhalten ,sondernauchnocheinen12 ' 6prezenti¬
gen .Beitrag zumKleiderwertezu leisten haben ,als wünschenswerterweise .665
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Im Berichte ist auch die wesentliche Verringerungder
Kostenfür die Personenautoshervorgehoben .Imallgemeinenzollt der
RechnungshofderGeschäftsleitungfürdieweitgehendeZurückhaltungin
der Ausgabenwirtschaft Anerkennungund betont ,dass sich die finanziel - ¬
le LagedesUnternehmans" vorallemhinsichtlichder Liquiditätdankder
umsichtigenGeschäftsführungweiterverbessert "hat .Leiderhabeaber
die anerkennenswerteAusgabenpolitikdes Unternehmensdemdurchden
schonseit JahrenanhaltandenSchrumpfungsprozessder Wirtschafther-¬
beigeführtenkatastrophalenEinnahmenausfallnicht zu begegnenvermeht ,
wasder Gebarungsabgangvon11 ' 1MillionenSchillingerweise .Essei
zu hoffen ,dass sich der beklagenswerteZustanddurch"Herabdrückung
des noch immer viel zu hohen Personalaufwandes "bessern werde .Nach
AnsichtdesRechnungshofeskönnedemEinnahmenausfallauchdurcheine
Aenderungder TarifpolitikdesUnternehmens,nämlichdrchEinführung
des Kurzszreckentarifes entgegengetreten werden .Der letzteren Aus- ¬
führunggegenüberbemerktdieUnternehmungsdirektion,dasssie ,gestützt auf die Erfahrungenmitder EinführungeinesTeilstrecken-¬
tarifesinanderenStädtenbereitsdenAntragunterbreitethabe,auch
bei der WienerStrassenbahneinenTeilstreckentarifeinzuführen .Der
finanzielle Erfalgdieser Neueinführungsei zwarungewiss ,jedochhoffe
auchdas Unternehmen ,dass die Erwartungendes Rechnungshofesübermög-¬
liche Mehreinnahmendurchdie AenderungdesTarif -Systemssicherfüllen
werden.DiebeantragtenTarifänderungen sindbekanntlichbereitsinder
SitzungdesGemeinderatesvom3 .November1933genehmigtwordenundwerden
mit 1 .Dezember 1933 in Kraft treten .
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